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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu der Rolle des interkulturellen Dialogs, der kulturellen Vielfalt und der Bildung bei 
der Förderung der Grundwerte der EU
(2015/2139(INI))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 2 Absatz 21 und Artikel 27 Absatz 3 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV),

– gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), 
insbesondere auf dessen Artikel 165 und 167,

– unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union1, insbesondere 
auf die Artikel 10, 11 und 22,

– unter Hinweis auf die Europäische Menschenrechtskonvention,

– unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW, 1979),

– unter Hinweis auf das UNESCO-Übereinkommen von 2005 zum Schutz und zur 
Förderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen (UNESCO-Übereinkommen),

– unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte und die Erklärung der 
Vereinten Nationen über die Beseitigung aller Formen der Intoleranz und der 
Diskriminierung aufgrund der Religion oder der Weltanschauung,

– unter Hinweis auf seine Empfehlung an den Rat vom 13. Juni 2013 zu dem Entwurf von 
Leitlinien der EU zur Förderung und zum Schutz der Religions- und Glaubensfreiheit2 
und zu den Leitlinien der EU zur Förderung und zum Schutz der Religions- und 
Glaubensfreiheit, die der Rat „Auswärtige Angelegenheiten“ am 24. Juni 2013 
angenommen hat,

– unter Hinweis auf die Entscheidung Nr. 1983/2006/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Dezember 2006 zum Europäischen Jahr des interkulturellen 
Dialogs (2008)3,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 20. November 2008 zur 
Förderung der kulturellen Vielfalt und des interkulturellen Dialogs in den 
Außenbeziehungen der Union und ihrer Mitgliedstaaten (2008/C 320/04)4,

– unter Hinweis auf den Strategischen Rahmen und den Aktionsplan der EU für 
Menschenrechte und Demokratie (11855/2012), die der Rat „Auswärtige 

1 ABl. C 364 vom 18.12.2000, S. 1.
2 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0279.
3 ABl. L 412 vom 27.04.06, S. 44.
4 ABl. C 320 vom 16.12.2009, S. 10.
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Angelegenheiten“ am 25. Juni 2012 angenommen hat,

– unter Hinweis auf die europäische Kulturagenda im Zeichen der Globalisierung 
(COM(2007)0242),

– unter Hinweis auf die Erklärung zur Förderung von Bürgersinn und der gemeinsamen 
Werte Freiheit, Toleranz und Nichtdiskriminierung durch Bildung (Erklärung von 
Paris), die auf dem informellen Treffen der Bildungsminister der Europäischen Union 
vom 17. März 2015 angenommen wurde,

– gestützt auf Artikel 52 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für Kultur und Bildung (A8-
0000/2015),

A. in der Erwägung, dass die EU über einen immensen Reichtum an kultureller, sozialer und 
sprachlicher Vielfalt verfügt; deshalb in der Erwägung, dass die gemeinsamen Werte, die 
unsere Gesellschaften zusammenhalten, wie Freiheit, Gerechtigkeit, Demokratie, 
Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, Toleranz und Solidarität, eine grundlegende 
Bedeutung für die Zukunft Europas haben;

B. in der Erwägung, dass der interkulturelle Dialog kein Rechtskonzept darstellt und deshalb 
nicht im nationalen, europäischen oder internationalen Recht geregelt ist, sondern sich auf 
internationale Rahmenwerke zum Schutz der Menschenrechte und der kulturellen Vielfalt 
stützt;

C. in der Erwägung, dass es wichtig ist, die Mittel für einen interkulturellen Dialog und einen 
Bürgerdialog zur Verfügung zu stellen, um die Achtung der kulturellen Vielfalt zu 
verbessern und sich mit den komplexen Gegebenheiten in unseren Gesellschaften zu 
befassen;

D. in der Erwägung, dass im Lichte des Europäischen Jahres für Entwicklung 2015 und der 
Überprüfung der Millenniums-Entwicklungsziele die Rolle der Kultur bei der 
Entwicklung nicht außer Acht gelassen werden sollte;

1. vertritt die Auffassung, dass ein Ansatz der Europäischen Union darauf angelegt sein 
sollte, ein gemeinsames Verständnis der Themen zu fördern, indem europäische und 
nationale Politiker, lokale und regionale Gebietskörperschaften, Organisationen der 
Zivilgesellschaft und Wissenschaftler zusammengebracht werden;

2. spricht sich dafür aus, dass die Förderung eines interkulturellen und interreligiösen 
Ansatzes im Bildungsbereich erforderlich ist, um kulturelle Vielfalt, Integration und 
sozialen Zusammenhalt zu unterstützen;

3. tritt dafür ein, dass die Einbeziehung der Kultur in die Außenbeziehungen der EU und die 
Entwicklungspolitik ein Instrument zur Lösung von Konflikten, Friedensschaffung und 
Krisenprävention bietet;
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4. ist der Ansicht, dass kultureller Dialog und kulturelle Vielfalt quer durch alle 
Politikbereiche der EU hindurch berücksichtigt werden sollte, die Auswirkungen auf die 
Grundwerte der EU haben;

5. hebt die Notwendigkeit hervor bei der Vorbereitung künftiger Generationen zu 
gewährleisten, dass sie motiviert, engagiert und befähigt sind, kühne Problemlöser zu 
sein;

6. ist der Auffassung, dass eine Erhöhung der öffentlichen Investitionen für integrative, 
hochwertige und zugängliche Bildung ein erster Schritt auf dem Weg zu einem gleichen 
Zugang und zu gleichen Chancen für alle ist;

7. hebt hervor, dass Bildung und lebenslanges Lernen nicht nur Wissen, Fähigkeiten und 
Kompetenzen vermitteln, sondern den Lernenden auch helfen sollten, bürgerliche 
Wertvorstellungen zu entwickeln und aktive, verantwortungsvolle, aufgeschlossene 
Mitglieder der Gesellschaft zu werden; erkennt an, wie wichtig die Zusammenarbeit 
zwischen allen Akteuren im Bildungssektor, einschließlich von Eltern, Familien und 
Verbandstrukturen, ist;

8. betont, wie wichtig es ist, tragfähige Brücken zwischen Kultur und Bildung zu schlagen, 
um übertragbare Fähigkeiten zu entwickeln und die Beschäftigungsfähigkeit zu 
verbessern, soziale Integration zu fördern und eine aktive Bürgerschaft zu entwickeln;

9. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Ausbildung zu fördern und die Erzieher zu befähigen, 
allen Formen von Diskriminierung und Rassismus entgegenzutreten;

10. stellt fest, dass es notwendig ist, auf Rechte gestützte und gleichstellungsorientierte 
Lernvoraussetzungen für die Schüler zu schaffen, um etwas über Menschenrechte, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu lernen und dafür einzutreten; fordert die Schüler 
auf, sich aktiv an der Verwaltung ihrer Lernstrukturen zu beteiligen;

11. erkennt die Notwendigkeit an, eine nachhaltige Unterstützung der NRO, 
Jugendorganisationen und Ausbildungseinrichtungen zu gewährleisten, um dem 
Extremismus durch eine aktive Bürgerschaft und die Stärkung der Rolle der Jugend 
entgegen zu treten;

12. unterstützt integrative künstlerische und sportliche Bildungs- und 
Ausbildungsmaßnahmen für jedes Alter sowie Freiwilligentätigkeit, um die 
Sozialisationsprozesse und die Beteiligung von Minderheiten am kulturellen und sozialen 
Leben auch an Führung und Beschlussfassung zu verbessern; 

13. erkennt an, wie wichtig sowohl formales, nicht formales und informelles Lernen sind, um 
eine eigenständige Entwicklung zu fördern und den Schwerpunkt auf kognitive und nicht 
kognitive Fähigkeiten, kritisches Denken, Medienkompetenz und interkulturelle 
Fähigkeiten zu legen;

14. fordert die Organe der EU auf, ihre Analyse zur Radikalisierung auszuweiten und neue 
Überlegungen zu der Art und den Prozessen politischer Gewalt anzustellen;
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15. stellt fest, dass es zwar legitim ist, dass die Regierungen gegen kriminelle Tätigkeiten 
vorgehen, Strafmaßnahmen jedoch nicht die Grundrechte verletzen sollten;

16. fordert die Mitgliedstaaten auf, Migranten, Flüchtlinge und Glaubensgemeinschaften an 
respektvollen und befähigenden Integrationsprozessen zu beteiligen und ihre Teilnahme 
am zivilen und kulturellen Leben durch Schaffung dauerhafter Mechanismen zu 
gewährleisten;

17. fordert den Europäischen Auswärtigen Dienst auf, Kultur als integralen Bestandteil in die 
Außenpolitik der EU einzubeziehen; fordert die Kommission auf, Kulturdiplomatie und 
interkulturellen Dialog durchgängig bei allen außenpolitischen Instrumenten der EU und 
bei der Entwicklungsagenda der EU zu berücksichtigen;

18. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, für Chancengleichheit zu sorgen und 
alle Formen der Diskriminierung zu bekämpfen;

19. fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, Extremismus und Ausgrenzung 
durch Maßnahmen zur Stärkung des Gemeinschaftsgeistes zu verhindern, eine Vielzahl 
von Akteuren einzubeziehen und dabei das Ziel zu verfolgen, Extremismus zu bekämpfen 
und den Zusammenhalt der Gemeinschaft zu fördern;

20. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, interaktive auf Jugendliche und 
Kinder gerichtete Mitwirkungsmethoden auf allen Regierungsebenen zu erkunden, 
auszuarbeiten und durchzuführen; 

21. fordert die Kommission und den Rat auf, den interkulturellen Dialog als politisches Ziel 
zu übernehmen und die Unterstützung der EU durch verschiedene politische Maßnahmen, 
Initiativen und Mittel zu gewährleisten;

22. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Finanzinstrumente, -programme und -initiativen der 
EU für die Förderung und Unterstützung des interkulturellen Dialogs und der kulturellen 
Vielfalt voll auszuschöpfen;

o

o o

23. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, der 
Vizepräsidentin der Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, dem EU-Sonderbeauftragten für Menschenrechte und den 
Regierungen der Mitgliedstaaten zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Die Europäische Union befindet sich an einem Scheideweg in der Geschichte, an dem 
Vorstellungen von Identität und Zugehörigkeit von vielen Seiten und unterschiedlichen 
politischen Standpunkten aus emotionsgeladen angezweifelt, neu definiert und verteidigt 
werden 

Die Erklärung von Paris vom 17. März 2015 stellt ein machtvolles Votum für eine 
begrüßenswerte Verpflichtung der Mitgliedstaaten dar, zu handeln, um die Rolle des 
interkulturellen Dialogs im Bildungs- und Lernumfeld zu stärken.

Dies ist erforderlich, um den derzeitige Sorgen angemessen gerecht zu werden und die 
Grundlagen zur Schaffung der starken, zuversichtlichen, belastbaren und solidarischen 
Gemeinschaften der Zukunft zu legen 

Die Bildungsminister der EU setzten ein klares Zeichen mit ihrer gemeinsamen 
Bekräftigung der Werte der pluralistischen, diskriminierungsfreien, toleranten und 
gerechten Gesellschaften, in denen die Solidarität und Gleichheit von Frauen und 
Männern im Einklang mit den Grundwerten der EU, als da sind Menschenwürde, Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und Wahrung der Menschenrechte (wie sie in 
Artikel 2 des Vertrags über die Europäische Union und in der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union verankert sind) ohne Wenn und Aber verinnerlicht werden.

Die diesbezügliche Ausarbeitung der bildungspolitischen Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
wurde deshalb in Paris einhellig als unabdingbar angesehen; dabei wurde die 
„Bürgerschaft“ als wichtigstes Instrument für einen Erfolg bei dieser gemeinsamen 
Aufgabe erachtet.

Dieser Bericht stellt einen Versuch dar, auf der im gegenseitigen Einvernehmen 
getroffenen Vereinbarung der Bildungsminister aufzubauen, der zufolge gemeinsame 
Anstrengungen erforderlich sind, um Ausgrenzung, Intoleranz, Rassismus und 
Radikalisierung zu verhindern und zu bekämpfen und auch die Rahmenbedingungen für 
eine Chancengleichheit für alle aufrechtzuerhalten. 

In dem Bericht werden sowohl Chancen als auch Herausforderungen genannt und 
konkrete Empfehlungen für Maßnahmen auf allen Regierungsebenen sowie auf EU-Ebene 
gemacht, so unter anderem das vermehrte Zurückgreifen auf Kultur im Rahmen 
außenpolitischer Maßnahmen und der Entwicklungsagenda der EU, und es wird die 
einzigartige Rolle der Kultur für Friedenskonsolidierung, Konfliktlösung und 
Krisenprävention anerkannt.

Der interkulturelle Dialog als positiver Diskurs

Zwar spiegeln das Thema und die Ziele dieses Berichts die Ängste wieder, die durch die 
Gewalttaten und die dramatischen Ereignisse ausgelöst wurden, mit denen Europa in den 
vergangenen Monaten und Jahren konfrontiert war, und verleihen dem gemeinsamen 
Wunsch Ausdruck, Radikalisierung und Extremismus zu verhindern, aber er stützt sich 
auf einen umfassenden Ansatz, der neue Überlegungen über die Art und Prozesse 
politischer Gewalt anregt und dabei von der Prämisse ausgeht, dass Radikalisierung ein 
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dynamischer, zwischenmenschlicher Prozess und eine nicht vorhersehbare und 
unberechenbare Folge einer Reihe negativ beeinflussender Ereignisse ist.

Kernpunkt dieses Diskurses ist die Möglichkeit einer besseren Selbsterkenntnis als einem 
ersten Schritt, um damit zu beginnen, den „anderen“ zu verstehen. Nach einer gängigen 
interkulturellen These lernen wir am meisten über uns selbst, wenn wir sehen, wie andere 
uns wahrnehmen. Selbsterkenntnis ist wichtig für Selbstvertrauen und die Entwicklung 
sozialer Kompetenzen; all dies kann den Prozess der Integration unterstützen und den 
einzelnen auf eine aktive Bürgerschaft vorbereiten, vorausgesetzt die erforderlichen 
Unterstützungsmechanismen sind vorhanden.

Der interkulturelle Dialog ist ein auf Gegenseitigkeit beruhender Prozess und beide 
Parteien ziehen Nutzen daraus, indem sie „in die Haut des anderen schlüpfen“ können. Es 
gibt bereits einige ausgezeichnete Beispiele für bewährte Praktiken des kulturellen 
Austauschs im Rahmen von durch die EU finanzierten Programmen wie Erasmus+ und 
weiteren von NRO durchgeführten Initiativen sowie Städtepartnerschaften, die vom 
Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ finanziert werden, das bereits 
langjährige Erfahrung mit dem Dialog zwischen den Generationen und Kulturen hat.

Es ist festzuhalten, dass es sich bei der Kultur nicht um etwas Unveränderliches. sondern 
eher um eine ständig im Wandel begriffene Idee handelt, die vielfältige gemeinsame 
Bezugspunkte in sich vereint, so unter anderem Sprache, Glauben, 
Bekleidungsvorschriften, Essen und Trinken sowie traditionelle Künste und traditionelles 
Handwerk. Es sollte auch anerkannt werden, dass Migranten Fähigkeiten, Wissen, Ideen, 
neue Konzepte, unternehmerische Initiative und kulturelle Praktiken mitbringen, die das 
soziale Gefüge der Gemeinschaften bereichern, denen sie sich anschließen, und dass 
Migration zu unserem kulturellen Erbe gehört.

Gewalttätiger Extremismus wurzelt bisweilen in kultureller, sozialer und wirtschaftlicher 
Ausgrenzung von Personen aus ihren Gesellschaften. Die polarisierende und abfällige Art, 
wie teilweise über Randgruppen und Minderheiten gesprochen wird, sowie die 
Diskriminierung, die viele Menschen - besonders junge Leute - erleben, kann eine 
Entfremdung bewirken, die zur Isolierung bestimmter Gesellschaftsgruppen führen kann. 
Wird das Augenmerk nur im Zusammenhang mit Radikalisierung auf junge Leute und 
Minderheiten gelenkt, könnte dies auch zu einer stärkeren Stigmatisierung führen. 
Mittlerweile wird es immer notwendiger, Integration, Mitwirkung und aktive Bürgerschaft 
zu fördern, und zwar nicht nur im Hinblick auf Minderheiten angehörende Jugendliche, 
sondern auch bei den vorherrschenden kulturellen Gruppen, wenn sie sich durch 
erschwerende Faktoren ebenfalls von den Strukturen der Gemeinschaftsunterstützung 
ausgeschlossen sehen, die sie in schwierigen Zeiten am besten hätten unterstützen können.

Für eine positive Herangehensweise muss man verstehen, dass differenzierte 
Darstellungen aufgrund des interkulturellen Dialogs und eine Wertschätzung der 
kulturellen Vielfalt zu Empathie führen, Randgruppen stärken und eine aktivere 
Bürgerschaft fördern können, da ein solcher Dialog sich auch mit Stereotypen, Vorurteilen 
und Diskriminierung durch die Mehrheit befasst.

Gleichzeitig ist die rechtliche Behandlung des Konzepts des interkulturellen Dialogs eine 
Herausforderung, da er seinem Wesen nach multi-, inter- und transdisziplinär ist und 
unsere Gesellschaften sowohl auf europäischer als auch nationaler Ebene betrifft; und da 
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der interkulturelle Dialog kein Rechtskonzept darstellt, ist er deshalb nicht im nationalen, 
europäischen oder internationalen Recht geregelt, sondern stützt sich auf internationale 
Rahmenwerke zum Schutz der Menschenrechte und der kulturellen Vielfalt.

In dem Bericht drückt sich deshalb eine positive und aktive Haltung anstatt einer 
Überreaktion auf eine Kultur der Angst aus und es wird erkannt, welche Chance in den 
konkreten Situationen liegt. Der Schwerpunkt des Berichts liegt darauf, der 
Notwendigkeit Gewicht zu verleihen, einen gesunden Dialog zwischen allen 
Gemeinschaften neu zu beleben und zu intensivieren, der zu einem besseren Verständnis 
und zu mehr Akzeptanz der gemeinsamen Grundwerte führt und somit die Grundlagen für 
integrativere und pluralistischere Gesellschaften legt.

Integratives Lernen und aktive Bürgerschaft

Eine Stärkung der kulturellen Vielfalt erfordert eine aktive Beteiligung an demokratischen 
Prozessen auf allen Ebenen, nicht nur im Hinblick auf die Mitwirkung der Bürger in 
institutionellen Strukturen, sondern auch durch die Entwicklung von Dialog und Konsens 
zwischen Gruppen mit unterschiedlichen Interessen, Herkunftsländern und Werdegängen.

Deshalb müssen wir eine Generation junger Leute mit Motivation, Engagement und 
Fähigkeiten, wie z.B. unternehmerische Initiative, Führungseigenschaften, freiwilliges 
Engagement und Aufbau von Kapazitäten, darauf vorbereiten, mutige Problemlöser zu 
sein und ihre Fähigkeit zum kritischen und kreativen Denken zu entwickeln, um sich mit 
unterschiedlichen Meinungen auseinanderzusetzen, Medienkompetenz zu erwerben und 
interkulturelle Fähigkeiten sowie soziale Kompetenz und Bürgerkompetenz, 
einschließlich des Erwerbs von Kenntnissen über das kulturelle Erbe, zu entwickeln.

Differenzierte Herangehensweisen an Lehren und Lernen sind erforderlich, um den 
Erfordernissen spezifischer Gemeinschaften vom frühzeitigen Erwerb von Kenntnissen 
bis zum lebenslangen Lernen gerecht zu werden. Deshalb sollten hochwertige 
Schulungsprogramme im Bereich Bürgerschaft für Erzieher im staatlichen und 
ehrenamtlichen Sektor ausgearbeitet werden.

Wenn man sich mit der Vergangenheit auseinandersetzt, ist es wichtig, dafür zu sorgen, 
dass kulturelles Erbe und Geschichte nicht als trennendes Element, sondern als eine 
Gelegenheit genutzt werden, sich gegenwärtigen Herausforderungen durch eine 
einfühlsame Interpretation und fachgerechte, gezielte Bildungsprogramme zu stellen.

Bildung und interkulturelles Lernen in ihren unterschiedlichen Kontexten sind von 
entscheidender Bedeutung, um nachhaltige Fortschritte auf dem Gebiet der aktiven 
Bürgerschaft zu erzielen. Lernen ist ein dynamischer Prozess, der in einer Vielzahl von 
Kontexten stattfinden kann und zum Erwerb zusätzlicher Lebenskompetenzen, von 
übertragbarem Wissen und von interkulturellen Kompetenzen führt. Deshalb wird in dem 
Bericht der Frage der Bildung nicht nur im Hinblick auf Kinder und Jugendliche 
nachgegangen, sondern auch die Einbeziehung aller Generationen, insbesondere durch 
Möglichkeiten des lebenslangen Lernens, gewährleistet. 

Die Vielfalt an Lernstrukturen und Erziehern, einschließlich der Familie, der 
Gemeinschaft oder des Arbeitsumfelds, sowie die Möglichkeit, die traditionellen 
Beziehungen zwischen Lehrern und Lernenden in Frage zu stellen, müssen berücksichtigt 
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werden, um das Ziel eines hochwertigen integrativen Lernens zu erreichen. Es müssen 
auch die Synergien zwischen formalem, nicht formalem und informellem Lernen und die 
Vorteile hervorgehoben werden, die ein kohärentes Arbeiten auf allen Ebenen, z.B. durch 
generationenübergreifendes Lernen, kooperatives Lernen, Lernen in der Familie und am 
Arbeitsplatz, Online-Lernen, Lernen im Museum, Lernen mithilfe von Kunst und Sport, 
und Lernen draußen in der Natur, bietet.

Nicht formale und informelle Kontexte, die breite Anwendung im Rahmen der 
Volksbildung und der Arbeit mit Gruppen finden, die bei der Vermittlung von allgemeiner 
akademischer Bildung und Erwachsenenbildung unterrepräsentiert sind, bieten 
Möglichkeiten für eine aktive Förderung der gemeinsamen Werte Freiheit, Toleranz und 
Nichtdiskriminierung, für den Erwerb von Kenntnissen im Bereich Menschenrechte, 
einschließlich der Rechte von Frauen und Kindern. Die Mitwirkung der Lernenden an 
Verhandlungen und der Beschlussfassung innerhalb der Lernstrukturen selbst trägt dazu 
bei, die demokratischen Werte zu stärken und die Lerngemeinschaften zu befähigen, 
aktive Bürger zu werden. 

Im Bericht wird im Hinblick auf einen besseren Zugang zum kulturellen und 
gesellschaftlichen Leben der Rolle des Freiwilligendienstes, von Sport und Kunst für die 
Verstärkung von Sozialisationsprozessen und die Förderung der Beteiligung des 
einzelnen, einschließlich von Minderheiten, Randgruppen, Migranten und Flüchtlingen, 
besondere Bedeutung beigemessen. Das Lernen zum Erwerb von Führungsqualitäten und 
die Entwicklung von Beschlussfassungskompetenzen sind von grundlegender Bedeutung 
für den Aufbau von belastbaren, vom Zusammenhalt geprägten und nachhaltigen 
Gesellschaften. Die Rolle des interkulturellen Dialogs bei der staatsbürgerlichen 
Erziehung muss deshalb bei einer langfristigen Strategie zur Entwicklung erfolgreicher, 
funktioneller und gastfreundlicher Gemeinschaften berücksichtigt werden, die stolz auf ihr 
Erbe und in Vielfalt geeint sind.

Fazit: Für ein kohärentes und integriertes Konzept 

Will man sich den in diesem Bericht behandelten Herausforderungen stellen, ist es 
erforderlich, den kulturellen Dialog und die kulturelle Vielfalt quer durch alle 
Politikbereiche hindurch zu berücksichtigen, wie z.B. Kinder- und Jugendpolitik, Bildung, 
Mobilität, Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, Sicherheit und Inneres sowie, 
Rechte der Frau und Gleichstellung der Geschlechter und regionale Entwicklung. Es ist 
eine stärkere und kohärentere Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen politischen 
Strukturen und Themenbereichen erforderlich, und zwar nicht nur auf EU-Ebene, sondern 
auch auf nationaler und lokaler Ebene.

Der Bericht enthält einen besonderen Appell zur Einbeziehung des interkulturellen 
Dialogs in die außenpolitischen Beziehungen, auch in die Entwicklungsagenda der EU. 
Die Kultur spielt eine Schlüsselrolle bei der Förderung der Demokratisierung, 
Friedenskonsolidierung und Achtung der Menschenrecht, was für das Thema dieses 
Berichts besonders relevant ist. Die Entwicklung einer dynamischen Rolle der Kultur, 
einschließlich der Förderung und des Schutzes der kulturellen Vielfalt, auf internationaler 
Ebene als „weiche Macht“ (Soft Power) kann für die EU und ihre Mitgliedstaaten bei 
ihren weltweiten Beziehungen von Vorteil sein.
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Die Rolle der Mobilität und des Austauschs bei der Förderung des interkulturellen Dialogs 
muss besonders hervorgehoben werden. Die Herausforderung in diesem Bereich besteht 
darin, die vorhandenen Instrumente voll auszuschöpfen und auch Möglichkeiten zu 
schaffen, mit denen mehr Teilnehmer angesprochen werden können, um Personen 
einzubeziehen, die unter Ausgrenzung, geografischer oder sozialer Isolation und anderen 
Formen der Diskriminierung leiden. 

Eine integrierte Vorgehensweise zur Bewältigung der Aufgabe, die der interkulturelle 
Dialog, die kulturelle Vielfalt und die Bildung bei der Förderung der Grundwerte der EU 
haben, erfordert auch eine stärkere Zusammenarbeit zwischen den internationalen 
Institutionen, insbesondere zwischen der EU, ihren Mitgliedstaaten und den 
internationalen Organisationen, wie den Vereinten Nationen und den mit ihr verbundenen 
Organisationen, insbesondere UNESCO, UNICEF und UNHCR, mit dem Ziel einer 
besseren Umsetzung der vorhandenen Instrumente und der Entwicklung neuer 
Instrumente zur Bewältigung der gemeinsamen Herausforderungen in einer globalisierten 
Welt. 

Abgesehen von dem, was die politischen Entscheidungsträger und Gesetzgeber tun 
können, wird in dem Bericht auch darauf hingewiesen, dass dem, was die Zivilgesellschaft 
für den interkulturellen Austausch, den zwischenmenschlichen Dialog, 
friedenskonsolidierende Maßnahmen und Bürgerengagement zu leisten vermag, mehr 
Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte, damit die Stärkung der Stellung der 
Gemeinschaften zur zentralen Aufgabe der Intensivierung des Prozesses des sozialen 
Zusammenhalts wird. Deshalb müssen die NRO, die Kinder- und Jugendorganisationen 
und die Ausbildungseinrichtungen sowie alle einschlägigen Organisationen und kleinen 
Basisinitiativen strukturelle und nachhaltige Unterstützung erhalten.


